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Kommentar
Igor Steinle
zur deutschen Klimaschutzpolitik

Der Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichtes hat eine
ungeahnte Dynamik in der
Klimapolitik entfacht. Ein

Wettbewerb um die besten Ideen, wie
der Ausstoß von Kohlendioxid verrin-
gert werden kann, hat begonnen. Den-
noch sollten alle, die sich über die
Entscheidung freuen, das Urteil genau
durchlesen. „Art. 20a GG verpflichtet
den Staat, eine Lösung des Klima-
schutzproblems gerade auch auf über-
staatlicher Ebene zu suchen“, schrei-
ben die Richter nämlich auch.

Das bedeutet nicht, dass Deutsch-
land tatenlos bleiben darf, solange an-
dere Staaten nicht genauso viel unter-
nehmen, um CO2 einzusparen. Es ist
dennoch ein wichtiger Hinweis auf ei-
nen Fakt, der in der oft eher hyste-
risch als sachlich geführten Debatte
übersehen wird: Deutschland kann
noch so ambitioniert vorangehen, al-
leine werden weder die Bundesrepu-

blik noch Europa – und auch nicht das
Verfassungsgericht – das Klima retten.

Bei allen Anstrengungen, die jetzt
unternommen werden, sollte deswe-
gen penibel auf ihre internationale
Anschlussfähigkeit geachtet werden.
Ein höherer CO2-Preis für Gebäude
und den Verkehr, der mittelfristig in
einem europäischen Emissionshandel,
langfristig womöglich in einer inter-
nationalen Klima-Allianz gilt, ist ein
gangbarer Weg – unter der Bedin-
gung, dass die Einnahmen daraus an
die Bürger zurückgegeben werden.
Diese im Gegenzug über die Strom-
rechnung zu entlasten, wäre ange-
sichts der zunehmenden Elektrifizie-
rung sinnvoll. Und wird, da es Union,
SPD und Grüne allesamt ähnlich im
Programm stehen haben, wohl so
kommen. Wie der Ökostromausbau,
ohne den E-Autos etwa wenig klima-
schonend sind, stattdessen finanziert
wird, ist eine andere Frage.

Alleine geht es nicht

Lehren aus dem Corona-Krisenmanagement sind ein
Thema des Deutschen Ärztetages, der an diesem Dienstag
als Online-Veranstaltung beginnt. Es sind die ersten großen
Beratungen der Ärzteschaft seit Beginn der Pandemie,
nachdem der Ärztetag im vergangenen Jahr ausgefallen
war. Ärztepräsident Klaus Reinhardt sagte, Deutschland sei
im Kampf gegen Corona „nicht mehr so exorbitant gut, wie
es nach der ersten Welle aussah“. Und es sei „nicht wahr-
scheinlich, dass es noch einmal 100 Jahre bis zu einer
nächsten größeren Gesundheitskrise dauert“.

Deutschlandmüsse sich den Mehraufwand für Reserven
an Betten oder Schutzausrüstung leisten. Das werfe auch
Fragen auf, wie man bei Produktionskapazitäten künftig
unabhängiger vomWeltmarkt werden könne. In der Alten-
und Krankenpflege seien Druck und Personalmangel nicht
erst durch Corona entstanden. „Viele Mitarbeiter in diesen
Bereichen müssen sich jetzt komplett verausgaben.“ dpa
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Leitartikel
Hajo Zenker
zu den Herausforderungen für Ärzte

W enn noch Image-
werbung für den
Arztberuf nötig
gewesen sein soll-
te, hat die Pande-
mie dafür gesorgt.

Zusammen mit den Pflegekräften gel-
ten die Mediziner als die, die seit Mo-
naten an vorderster Front gegen Co-
vid-19 stehen und die Grenzen der ei-
genen Belastbarkeit immer wieder
austesten mussten.

Wobei da natürlich auch deutliche
Unterschiede zu verzeichnen sind.
Während es auf Intensivstationen im-
mer wieder Höchstbelastung gibt und
impfende Hausärzte unter Dauer-
stress stehen, wurden anderswo Be-
handlungen verschoben, um Betten
frei zu halten, weil bestimmte Erkran-
kungen zurückgingen oder Patienten
schlicht Angst vor Ansteckung hatten.
Alles in allem aber haben die Medizi-
ner ihren Beitrag dazu geleistet, dass
das Gesundheitssystem dem Druck
der Pandemie standgehalten hat.
Trotzdem gibt es Redebedarf.

Denn Zeit zur Selbstverständigung
war und ist in der Pandemie knapp
bemessen. Der Ärztetag 2020, die
Hauptversammlung der Ärzteschaft,
fiel komplett aus, der am Dienstag be-
ginnende Ärztetag 2021 ist eine von
vier auf zwei Tagen geschrumpfte On-
line-Variante. Corona hat geschafft,
was sonst nur Krieg und Diktatur ver-
mochten – die Ausrichtung des seit
1873 jährlich stattfindenden Kongres-
ses komplett oder teilweise zu verhin-
dern. Stattdessen waren einige Ärzte-
funktionäre in den Medien allgegen-
wärtig, längst nicht nur zur Freude
der breiten Ärzteschaft.

Diskussionsstoff jedenfalls gibt es
genug. Etwa die Digitalisierung, die
von vielen Ärzten jahrelang überaus
skeptisch gesehen und auch ausge-
bremst wurde. In der Corona-Krise
hat sich gezeigt, wie wenig da zusam-
menpasste, wie sehr die Zettelwirt-

schaft noch immer dominiert, wie we-
nig Daten zur Verfügung stehen, wenn
man sie wirklich braucht. Zwar hat
Gesundheitsminister Jens Spahn im-
mer wieder Anstöße gegeben, hier
endlich voranzukommen. Und des-
halb auch mit Zuckerbrot und Peit-
sche versucht, die Ärzte dabei einzu-
binden. Letztlich hat aber alles zu lan-
ge gedauert, um Mehrwert bereits in
der Pandemie zu schaffen.

Immerhin: Lange von vielen Medi-
zinern abgelehnte Instrumente wie
Video-Sprechstunden haben durch
Corona ihren Wert unter Beweis ge-
stellt. Hier muss die Ärzteschaft nun
ihre Haltung für die kommende Zeit
bestimmen.

Um Haltung geht es beim Ärztetag
auch in einer Frage, die nichts mit Co-
rona zu tun hat – der Sterbehilfe. Das
Bundesverfassungsgericht urteilte
2020, dass es ein Recht auf selbstbe-
stimmtes Sterben gibt. Das geht nicht
nur Jens Spahn gegen den Strich, der
auch ein Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts ignoriert, das Schwer-
kranken die Möglichkeit eröffnen soll,
sich Medikamente zur Selbsttötung zu
kaufen. Das geht vielen Medizinern
gegen das eigene Berufsverständnis.
Redebedarf also auch hier.

Alles in allem: Die Extrembelas-
tung der Pandemie gehört hoffentlich
bald der Vergangenheit an. Die Not-
wendigkeit, das Gesundheitswesen
fortzuentwickeln, es zukunftssicher
zu machen, bleibt.
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Haltung gefragt

Wie natürlich ist Impfneid? Karikatur: Heiko Sakurai

Die Digitalisierung
wurde von

vielen Ärzten
jahrelang überaus
skeptisch gesehen.

Berlin. Bundesjustizministerin
Christine Lambrecht (SPD) hat
für ihren Vorstoß zur teilweisen
Rückgabe von Grundrechten an
Geimpfte heftigen Gegenwind be-
kommen. Freiheitseinschränkun-
gen wie die Verwehrung eines Re-
staurantbesuchs seien weder für
Geimpfte noch für Genesene oder
Getestete hinzunehmen, sagte
FDP-Chef Christian Lindner.

Der Osnabrücker Juraprofes-
sor Lars Leuschner forderte für
Geimpfte ein Aufheben der Pau-
schalverbote, etwa für Restau-
rantbesuche oder der Hotelauf-
enthalte. „Das Verbot, den Innen-
bereich von Restaurants zu öff-
nen oder Touristen zu
beherbergen, schränkt nicht nur
die Grundrechte der Gewerbe-
treibenden ein, sondern es ist
auch ein Eingriff in die Grund-
rechte der Geimpften“, sagte
Leuschner dieser Zeitung.

Der Verordnungsentwurf von
Justizministerin Lambrecht zu
den Rechten von gegen das Coro-
navirus Geimpften soll am Mitt-
woch im Kabinett beschlossen

werden. Bundesgesundheitsmi-
nister Jens Spahn (CDU) sagte,
„im Idealfall“ würde die Verord-
nung noch in dieser Woche von
Bundestag und Bundesrat be-
schlossen. In dem Entwurf heißt
es, vollständig Geimpfte und Ge-
nesene sollten wieder das Recht
bekommen, „ohne vorherige Tes-
tung zum Beispiel Ladengeschäf-
te zu betreten, Zoos und botani-
sche Gärten zu besuchen oder die
Dienstleistungen von Friseuren
oder Fußpflegern in Anspruch zu
nehmen“. Beide Gruppen sollen
sich auch nicht an Ausgangsbe-
schränkungen halten müssen.

Lambrecht: „Viel Sprengsatz“
Von der Möglichkeit, wieder ins
Restaurant zu gehen oder im Ho-
tel zu übernachten, ist in dem
Entwurf nicht die Rede. Lam-
brecht begründete dies unter an-
derem damit, dass eine unter-
schiedliche Behandlung von Ge-
impften und Nichtgeimpften in
der Gastronomie „viel Sprengsatz
in die Gesellschaft bringen wür-
de“. Jura-Professor Leuschner be-

tonte, dass die Annahme, die Teil-
öffnung für Geimpfte könnte bei
dem Rest der Bevölkerung Neid
auslösen, kein Grund für andau-
ernde Restriktionen sein dürfe.

Ebenso kritisierte Leuschner
Lambrechts Standpunkt, dass
man aufpassen müsse, dass Ge-
impfte und Genesenen kein An-
recht auf Eintritt in ein Restau-
rant oder Schwimmbad geltend
machen würden. Zwar könnten
Eingangskontrollen zu Schwierig-
keiten führen. Diese reichten aber
als Grund nicht aus, den Status
quo aufrecht zu erhalten. „Wenn
etwa ein Gastronom von einer
Teilöffnung absieht, weil sich der
mit der Eingangskontrolle ver-
bundene Aufwand nicht lohnt, ist
das natürlich sein gutes Recht“,
erläuterte Leuschner. Dass Ge-
impfte das Restaurant dann nicht
besuchen können, falle dann nicht
in die Verantwortung des Staates.
Deshalb sei es nicht nötig, Pau-
schalverbote auszusprechen, um
etwa Gastronomen vor den An-
sprüchen Geimpfter zu schützen.

Michael Gabel

Jurist kritisiert Pauschalverbot
Pandemie Bundesregierung will noch in dieserWoche Geimpften
und Getesteten ihre Grundrechte teilweise zurückgeben.

Berlin. Drei bis vier Milliarden
Euro im Jahr kostet mehr Tier-
wohl in Deutschland. Das ergab
eine Studie zur Folgenabschät-
zung der Reformen, die von der
sogenannten Borchert-Kommis-
sion vorgeschlagen wurden. „Das
sind umgerechnet fünf Cent pro
Mahlzeit. Also letztlich über-
schaubar“, sagt der Studienleiter
Prof. Folkhard Isermeyer, Leiter
des Thünen-Instituts.

Die Mehrkosten kommen zu-
stande, weil die Erzeugung im
Schnitt auf den angestrebten
Tierwohlstufen 2 und 3 zwischen
zehn und zwanzig Prozent mehr
kostet. Auch das klinge nicht nach
sonderlich viel, sagt Isermeyer,
aber: „Auf dem europäischen Bin-
nenmarkt wäre das ein K.o.-Kri-

terium, wenn wir auf der Erlös-
seite für die Landwirte nichts
tun.“

Die Tierwohlstufen der Kom-
mission gehen von 0 bis 3, mit 0
als dem geringsten Standard und
3 als Annäherung an Bio-Quali-
tät. Ab 2030 soll die Stufe 0 ver-
boten werden, ab 2040 Stufe 1.
„Ein sehr anspruchsvolles Ziel“,
sagt Isermeyer. Am besten soll-
ten nur noch Investitionen mit
Stufe 2 getätigt werden, findet der
Forscher, dessen Folgenabschät-
zung sich damit beschäftigt, wie
landwirtschaftliche Betriebe die-
ses Ziel erreichen können. Alles,
was die Borchert-Kommission
fordert, müsse umgesetzt werden.
Der Instrumentenmix sei richtig.
„Das Ziel, bis 2040 die Stufe 2 als

Mindeststandard zu etablieren“,
sagt Isermeyer, „lässt sich nicht
mit Marktkräften und Verbau-
chern erreichen.“

Laut Landwirtschaftsministe-
rin Julia Klöckner (CDU)muss es
auf einenMix hinauslaufen: staat-
liche Förderprogramme für den
Stallumbau und eine erhöhte
Steuer auf Fleisch. „Es gibt kein
Recht auf Billigstfleisch“, sagt sie.
Teureres Fleisch würde vielleicht
zu einem geringeren Konsum füh-
ren, „aber es wird nicht zum Lu-
xusprodukt für Reiche“. Man kön-
ne eine solche Erhöhung auch
beim Warenkorb, aus dem Sozi-
alleistungen berechnet werden,
berücksichtigen.

Die Frage ist nun, wie man die
Mehrkosten an die Verbraucher
weiterleitet. Es gibt zwei Optio-
nen: Eine Erhöhung der Mehr-
wertsteuer für tierische Produk-
te von sieben auf neunzehn Pro-
zent. Oder eine Tierwohlabgabe,
also ein fixer Betrag pro Kilo
Fleisch. Klöckner deutete 46 Cent
an. Die Abgabe hätte den Vorteil,
dass das Preis-Verhältnis zwi-
schen herkömmlichen und
Biofleisch gleich bliebe.

Klöckner betont, dass sie mit
beiden Varianten leben könne.
Die Fraktionen im Bundestag
müssten jetzt festlegen, was sie
wollen. Die Grünen, sagt deren
agrargpolitischer Sprecher Fried-
rich Ostendorff, könnten ebenso
mit beiden Finanzierungsmodel-
len leben. „Die Regierung muss
sich endlich zusammenraufen
und sich für ein Modell entschei-
den.“ Dominik Guggemos

Besser Essen für 5 Cent
proMahlzeitmehr
Landwirtschaft Eine Studie zeigt, wie man die Tierwohl-Standards
erhöhen kann. Regierung und Opposition könnten mit zwei
Finanzierungsmodellen leben. Strittig ist, wer jetzt entscheiden soll.

Bundesland-
wirtschaftsmi-
nisterin Julia
Klöckner (CDU)
kann sich eine
Tierwohlabgabe
und eine Mehr-
wertsteuerer-
höhung für tieri-
sche Produkte
vorstellen. Foto:
Wolfgang
Krumm/dpa

Ärztetag
Lehren aus der
Corona-Krise
Berlin.Ärztepräsident Klaus Rein-
hardt sieht als Lehre aus der Co-
rona-Krise großen Verbesse-
rungsbedarf von Notfallplänen
bis zur Pflege – aber auch eine
Warnung vor zusätzlichem Kos-
tendruck. „Wir brauchen eine kri-
tische Analyse der jetzt zu Tage
getretenen Schwächen“, sagte der
Chef der Bundesärztekammer.
„Der Wert des Gesundheitswe-
sens ist in der Krise aber sehr
deutlich geworden.“ Daran sollte
man sich erinnern. dpa
Stichwort und Leitartikel

Maaßen
Laschet sieht kein
Spaltpotenzial
Berlin. CDU-Chef Armin Laschet
sieht in der umstrittenen Nomi-
nierung von Ex-Verfassungs-
schutzchef Hans-Georg Maaßen
als Bundestagskandidat kein
Spaltpotenzial für die Union.
„Nein, das sehe ich nicht“, sagte
Laschet amMontag in Berlin nach
einer hybriden Sitzung des
CDU-Präsidiums auf eine ent-
sprechende Frage. „Mit der AfD
wird nicht koaliert, nicht koope-
riert, nicht einmal verhandelt.“
Die AfD sei erklärter politischer
Gegner der CDU. dpa
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